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Dass der Programmentwurf der 
Linkspartei in vielem sozialde-
mokratisch ist und auch die 
Handschrift der Grünen trägt, ist 
unverkennbar: Soziale Sicher-

heit, ökologischer Umbau, Pazifismus. Solche 
Einflüsse werden aber nicht passiv aufgenom-
men, sondern zugespitzt und verbessert. Das 
ist gut so. Es ist gut, sich beeinflussen zu las-
sen. Aufnehmen, was schon da ist, und weiter-
denken. Das gelingt etwa beim Thema ökolo-
gischer Umbau, der, so lesen wir, nicht gelin-
gen kann, wenn politische Entscheidungen 
sich auf immer kürzere Zeithorizonte orien-
tieren – Entscheidungen, die eine ökonomi-
sche Basis haben: die Spekulation „auf Wech-
selkursschwankungen, auf Kursänderungen 
von Wertpapieren und Aktien, auf Zinsdiffe-
renzen und Veränderungen von Preisen für 
Immobilien und Ressourcen“. Auch die 
Schlussfolgerung leuchtet ein: Es ist ein Versa-
gen des „globalen Kapitalismus“, der mithin 
überwunden werden muss. In dieser Hinsicht 
ist der Programmentwurf besser als alles Ver-
gleichbare aus SPD und Grünen.

Das spezifisch Sozialistische an ihm ist da-
mit aber noch gar nicht berührt. Um dieses 
soll es hier gehen, weil es Schwierigkeiten be-
reitet, die vielleicht unnötig sind. Der Sozialis-
mus ist an und für sich schon eine Provokati-
on. Im Sozialismus des Programmentwurfs 
wird aber eine problematische Nähe zur alten 
SED aufrechterhalten. Wenn das festgestellt 
werden muss, geht es keineswegs um das, was 
der Linken gebetsmühlenartig vorgehalten 
wird. Die Distanzierung nicht nur von einem 
Sozialismus, der undemokratisch war, son-
dern auch von Verbrechen, die damals began-
gen wurden, ist sehr eindeutig. Auch dass die 
SED einer Zwangsvereinigung entsprang, wird 
nicht verschwiegen. Was dennoch in den Pro-
grammentwurf eingeht, sind zentrale Elemen-
te eines gewissen Diskurses, eines Wirklich-
keitsverständnisses. Die Rede ist von der Vor-
stellung, es gelte eine Gesellschaft mit 
verschiedenen „Eigentumsformen“ zu errich-
ten, unter denen das Privateigentum nicht 
mehr die Dominanz habe.

Weil das so sei, liege im Kampf für einen an-
deren Formen-Mix, gipfelnd im Dominanz-
wechsel weg vom Privateigentum hin zu einer 
anderen Form, der Haupthebel der Umwäl-
zung. Denn so, wie die Eigentumsformen heu-
te bestünden, legten sie die Demokratie in 
immer engere Fesseln. Der Programmentwurf 
erkennt in diesem Zusammenhang an, dass 
wir in einer Demokratie leben, und begründet 
es mit den historischen Kämpfen der Arbeiter 
und anderer Volksteile. Nur sei sie nicht ent-
faltet genug und werde vom Kapital zuneh-
mend bedroht.

Der Aussage zur Demokratie stimmt man 
leicht zu, nicht so der Dominanztheorie. Ihre 
Vernunft hält einer Prüfung nicht stand. Der 
Programmentwurf scheint zwar, indem er 
eine Vielfalt von Eigentumsformen konsta-
tiert – „staatliche und kommunale, gesell-
schaftliche und private, genossenschaftliche 
und andere Formen“ – ein Höchstmaß an Dif-
ferenziertheit walten zu lassen und darin ein-
fach dem Gebot empirischer Wissenschaft zu 
folgen. Doch liegt seinem Weltbild zuletzt ein 
schlichter Dualismus zugrunde. Es gibt Privat-
eigentum und Kollektiveigentum, weiter 
nichts. Staatlich, kommunal, gesellschaftlich, 
genossenschaftlich, das sind lauter Kollektiv-
formen. Diese Vorstellung, dass vom Privaten 
wenn überhaupt etwas, dann nur das Kollekti-
ve verschieden sei, ist eine Konfusion. Gerade 
Menschen, die sich auf Marx berufen, sollten 
das wissen. Denn Marx unterscheidet vom 
Privaten nicht das Kollektive, sondern das In-
dividuelle. Am Ende seines Hauptwerks Das 
Kapital, Erster Band, stellt er fest, Kommunis-
mus heiße Wiederherstellung des „individuel-
len Eigentums“, das vom Kapital enteignet 
wurde. Auf wen sonst wollen die Dominanz-
theoretiker sich berufen, wenn nicht auf 
Marx?

Die Marxsche Unterscheidung kommt dar-
auf hinaus, dass „privat“ so viel wie abgeson-
dert bedeutet, also das unsolidarische Indivi-
duum oder auch Kollektiv meint – denn auch 
eine kapitalistische Aktiengesellschaft ist pri-
vat –, während „individuell“ zu „solidarisch“ 
in keinem prinzipiellen Gegensatz steht. Eine 
Mutter verwandelt sich nicht in ein Kollektiv, 
wenn sie ihr Kind behütet. Dass Individuen zu 
Privatiers werden, führt Marx auf die Produk-
tionsverhältnisse zurück; wer ihm folgt, wird 
erläutern: auf die Institution des Privateigen-
tums an Produktionsmitteln. Nun ist es wahr: 

Die Prager Tür
Programm der Linken Privateigentum, Kollektiveigentum und weiter nichts? Eine Kritik am schlichten Dualismus des Entwurfs

Wenn diese Institution Probleme aufwirft, 
„muss man die Eigentumsfrage stellen“. Aber 
wie beantwortet man sie? Doch nicht so, dass 
man Mutter und Kind mit dem Bade aus-
schüttet, das Individuum mit dem Privatier. 
Marx jedenfalls antwortet anders. Für ihn ist 
Kommunismus die „Assoziation freier Indivi-
duen“. Damit ist eine ganz andere Fragerich-
tung vorgegeben: Lässt sich die Assoziation so 
denken, dass sie nicht zur Verneinung indivi-
dueller Freiheit, eben zum Kollektivismus 
führt?

Es wäre absurd, den Verfassern des Pro-
grammentwurfs die Absicht solcher Vernei-
nung zu unterstellen. Aber objektiv haben sie 
der Gefahr, dass es darauf hinausläuft, nichts 
entgegenzusetzen. Denn obwohl sie es nicht 
wollen können, propagieren sie faktisch den 
Dominanzwechsel vom privaten zum Staats-
eigentum. Sie wollen zwar staatlich und ge-
sellschaftlich unterscheiden. Doch das Gesell-
schaftliche hat keine Bedeutung außer der 
von Mitbestimmung: „Den Belegschaften 
müssen starke Mitbestimmungsrechte als 
Korrektiv zu den Entscheidungen des Ma-
nagements garantiert werden. Die Bürgerin-
nen und Bürger sollen wirksame Möglichkei-
ten der Partizipation an der Entwicklung der 
kommunalen Dienstleistungen erhalten.“ 
Denn „auch Unternehmen im Eigentum von 
Bund, Ländern oder Kommunen bedürfen der 
Kontrolle“. Gab es die etwa nicht schon in der 
DDR? Wer nach so viel Erfahrung mit dem 
Staatssozialismus immer noch glaubt, der 
Staat werde nicht spielend fertig mit solcher 
„Kontrolle“, ist bedenklich naiv.

Das hat man doch schon im großen Ökono-
mischen Lexikon der DDR gelesen: „Im Sozia-
lismus existiert das gesellschaftliche Eigen-
tum hauptsächlich in zwei Grundformen: als 
gesamtgesellschaftliches Volkseigentum 
(staatliches sozialistisches Eigentum) und als 
genossenschaftliches Gemeineigentum werk-
tätiger Kollektive“, daneben komme auch Pri-
vateigentum „an Klein- und Mittelbetrieben“ 
vor und im übrigen sei „gesellschaftliche Kon-
trolle“ wichtig. Diese sei „als Form des Mitre-
gierens der Volksmassen ein Bestandteil der 
sozialistischen Demokratie und ein wichtiges 
Prinzip der Leitung des sozialistischen Staa-
tes“. Dahin will niemand zurück, aber der Dis-
kurs ist derselbe geblieben. Hier wurde nicht 
weitergedacht.

Der Programmentwurf unterscheidet zwi-
schen „staatlichem, kommunalem, gesell-
schaftlichem“ Eigentum, doch es ist alles eins: 
staatlich und kommunal sowieso, denn die 
Kommune ist die unterste Staatsebene; und 
wenn das Gesellschaftliche nur durch „Mitbe-
stimmung“ zur Geltung kommt – „Runde Ti-
sche oder Wirtschafts- und Sozialräte auf allen 

Ebenen“, in denen „Gewerkschaften, Kommu-
nen, Verbraucherinnen und Verbraucher, so-
wie soziale, ökologische und andere Interes-
senverbände vertreten sein sollen“ –, dann ist 
auch gesellschaftlich nur ein Deckwort für 
staatlich. Kein Wunder, dass einige Strömun-
gen der Linkspartei und gerade solche, deren 
Wurzeln in der DDR-Erfahrung liegen, im Pro-
grammentwurf Staatssozialismus wittern. Es 
sieht aber leider so aus, als ob dem Dominanz-
diskurs selber allseits zugestimmt wird und 
der Streit nur darum geht, von welcher „Ei-
gentumsform“ man will, dass sie dominieren 
soll, der staatlichen oder der privaten.

Das würde bedeuten, dass beide Seiten noch 
nicht einmal die Schwelle des Prager Früh-
lings überschritten haben. Dessen tonange-
bender Reformer Ota Sik hat schon 1968 er-
kannt, dass vergesellschaftetes Eigentum, als 
vom staatlichen verschieden und mit indivi-
duellem kompatibel, sich nicht in einer Eigen-
tumsform neben anderen niederschlägt, son-
dern nur darin, dass die Gesellschaft über alles 
Eigentum, sofern es sie tangiert, in allgemei-
nen, freien Wahlen verfügt. Wahlen sind nun 
einmal keine „Eigentumsform“; aber trotzdem 
entscheidet die Frage, ob alle das Grundsätzli-
che entscheiden, eine Grundlinie der Produk-
tion auswählen dürfen, über demokratischen 
oder undemokratischem Sozialismus. Wenn 
alle wählen, hat das Individuelle, mit seiner 
Fähigkeit zur Solidarität, das Private besiegt, 
weil dann auch jeder Unternehmer sich soli-
darisch verhalten muss und doch frei bleibt 
im vom Wahlresultat gesetzten Rahmen.

Die Verfasser des Entwurfs denken lieber 
andersherum: Die „Eigentumsfrage“ bleibe 
„entscheidend“, denn „wirtschaftliche Macht 
bedeutet auch politische Macht“. Als ob nicht 
politische Macht der wirtschaftlichen schon 
vorausgesetzt wäre. Vielleicht liegt ein Miss-
verständnis der Marxschen „Basis-Überbau“-
Theorie zugrunde. Diese besagt nicht, dass 
erst die Eigentumsfrage gelöst werden muss 
und es dann möglich wird, den Überbau de-
mokratisch zu machen, sondern umgekehrt: 
Die Eigentumsfrage wird dadurch gelöst, dass 
die Gesellschaft sich ihrer im Überbau „be-
wusst wird“ und sie dort „ausficht“, kurz dass 
sie ihr Recht zur Demokratie in Anspruch 
nimmt. Bevor die bürgerliche Gesellschaft de-
mokratisiert war, hieß Ausfechten so viel wie 
Aufstand. Heute heißt es Abwahl.

Eigentum gehört dem, der darüber rechtens 
verfügt: der wählt, was mit ihm geschieht. 
Also heißt Vergesellschaftung, dass die Gesell-
schaft zwischen grundsätzlichen Alternativen 
der Eigentumsverwendung auswählt. Nicht, 
dass der Staat es tut und die Gesellschaft „mit-
bestimmt“. Das ist die Prager Tür, die endlich 
durchschritten werden sollte.

Die Vorstellung, 
dass vom 
Privaten, wenn 
überhaupt 
etwas, dann nur 
das Kollektive 
verschieden  
sei, ist eine 
Konfusion
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Zum Projekt  
von Angela Merkel

Restauration und Zementierung 
bourgeoiser Gesellschaftsverhältnis-
se – daran arbeitet Angela Merkel 
mit Hingabe. Wenn es sein muss 
auch heftiger, meistens aber  
diskret, denn in der Stille liegt ja  
bekanntlich die Kraft.

Es ist der „Besserleister-Mythos“, 
der die Kanzlerin antreibt: Es gibt 
tüchtige und weniger tüchtige  
Menschen, die einen sind wertvoller 
als die anderen, also müssen jene 
mehr befördert werden und diese 
weniger. Angela Merkel glaubt fest 
an die „Besserleister“, die Leistungs-
träger, die mit ihrer unerschöpfliche 
Tüchtigkeit das Land im Alleingang 
am Laufen halten.

Es ist der ungebrochene Glaube, 
dass man nur diesen Leuten, ihren 
Unternehmen und der Vermehrung 
ihres Reichtums die Hindernisse  
aus dem Weg räumen und ihnen 
ausreichend Geld in die Kassen 
spülen muss, um das Land zum 
Blühen zu bringen. Die alte  
Rossäpfeltheorie: „Wenn die Pferde 
saufen, haben auch die Spatzen  
was zu picken.“ Diesen Zustand zu 
befördern, gilt ihre gesamte 
Aufmerksamkeit.
Floppius

Sie macht es leiser, wie es scheint, 
aber ist das nicht auch eine Einord-
nung nach dem Rezept „Cosi fan tut-
te“? So sind doch alle anderen Mäch-
tigen auch gewesen. Politik in einem 
Gemeinwesen, das sich als bürger-
lich versteht und in der ein SPD-
Kanzler Schröder nichts wichtiger 
findet, als auch ein Bürger zu sein, 
ist nicht anders zu haben. Bei  
Schröder gab es die „Basta“-Krawall-
Note, bei ihr die Ruhe, die Eigen-
schaftslosigkeit – nach außen hin. 

Bei Merkel all das nun zu „entlar-
ven, was ohnehin an Politik in die-
sem Rahmen zu erwarten ist, halte 
ich für sehr schlicht bis unredlich. 

All die hier genannten politischen 
Leitplanken sind schon vor Merkel 
so gesetzt worden. Sie ist offensicht-
lich hier die „Sündenzicke“. 

Kritisiert konkrete politische  
Maßnahmen, kritisiert ihre Politik, 
aber macht nicht so ein Gewese um 
das Wesen dieser Frau. Es ist unred-
lich, sie andauernd als Person so  
anzugehen. Es schafft den Verdacht, 
dass es am Ende doch gegen die 
„mächtige Frau“ an sich geht, gegen 
die hier angebellt wird. Und – das  
ist am Ende unpolitisch. 
Magda

Man muss bei Frau Merkel wegen 
ihrer scheinbaren Nichterkenn
barkeit sogar genauer hinschauen. 
Insbesondere hinter die Fassade. 
Damit man eben nicht nur richtiger-
weise erkennt, dass sie keine eigenen 
politischen Visionen hat, sondern 
erkennt, welcher Ideologie sie folgt. 
Und das ist nun mal die der anglo-
amerikanischen Philosophie und 
keineswegs der kontinentalen.  
Im Grunde verfällt sie politisch von 
einem Extrem (Sozialismus) ins 
andere (radikaler Kapitalismus).  
Frau Merkel scheint sich de facto  
den republikanischen Amerikanern 
näher zu fühlen, als dem Gedanken 
des europäischen Demokratiever-
ständnisses. 
Angelia
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